
 

 

 

 
 
 

Vorlage-Nr. 
1885/2009 

Der Oberbürgermeister  

Dezernat, Dienststelle 
V/V/3 

 Freigabedatum 
25.05.2009 

 

Beschlussvorlage 

 

zur Behandlung in öffentlicher Sitzung
 
Betreff 
Handlungskonzept Behindertenpolitik "Köln überwindet Barrieren - eine Stadt für alle" 
 

 
Beschlussorgan 
Rat 
 
 
 
Beratungsfolge  Abstimmungsergebnis 
 
Gremium 

 
Datum/ 
Top 

zugestimmt 
Änderungen 
s. Anlage 
Nr.

abge-
lehnt 

zu-
rück-
ge-
stellt

 
verwiesen in 

ein-
stim-
mig 

mehr- 
heitlich 
gegen 

Ausschuss Soziales und 
Senioren 

08.06.2009       

Stadtentwicklungsausschuss 08.06.2009       

Integrationsrat 09.06.2009       

Sportausschuss 09.06.2009       

Bezirksvertretung 6 
(Chorweiler) 

09.06.2009       

Ausschuss Schule und 
Weiterbildung 

15.06.2009       

Wirtschaftsausschuss 15.06.2009       

Bezirksvertretung 3 
(Lindenthal) 

15.06.2009       

Ausschuss für Kunst und 
Kultur/Museumsneubauten 

16.06.2009       

Verkehrsausschuss 16.06.2009       

Ausschuss Umwelt, 
Gesundheit und Grün 

18.06.2009       

Ausschuss Allgemeine 
Verwaltung und Rechtsfragen 

22.06.2009       

Ausschuss Bauen und 
Wohnen 

22.06.2009       



2 

 

Bezirksvertretung 2 
(Rodenkirchen) 

22.06.2009       

Bezirksvertretung 9 (Mülheim) 22.06.2009       

Jugendhilfeausschuss 23.06.2009       

Bezirksvertretung 7 (Porz) 23.06.2009       

Liegenschaftsausschuss 25.06.2009       

Bezirksvertretung 1 
(Innenstadt) 

25.06.2009       

Bezirksvertretung 5 (Nippes) 25.06.2009       

Bezirksvertretung 8 (Kalk) 25.06.2009       

Finanzausschuss 29.06.2009       

Ausschuss für Anregungen 
und Beschwerden 

29.06.2009       

Bezirksvertretung 4 (Ehrenfeld) 29.06.2009       

Rat 30.06.2009       

 
 
Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative 
 
Der Rat beschließt das Handlungskonzept Behindertenpolitik „Köln überwindet Barrieren – eine 
Stadt für alle“ und beauftragt die Verwaltung im Sinne des Konzeptes tätig zu werden. 
 
Die Umsetzung der benannten Ziele und Maßnahmen wird im Rahmen eines regelmäßigen Be-
richtswesens überprüft. Ein ausführlicher Bericht wird Politik und Verwaltung alle zwei Jahre zur 
Verfügung gestellt. Darüber hinaus ist der Ausschuss Soziales und Senioren und die Stadtar-
beitsgemeinschaft Behindertenpolitik durch die regelmäßige Berichterstattung der Behinderten-
beauftragten über wichtige Entwicklungen und Zwischenergebnisse zeitnah zu informieren. 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 
 
Nein  

 
ja, Kosten der Maßnah-
me 

Zuschussfähige Maßnahme 
ggf. Höhe des Zuschusses 

 
nein 

 
ja 

   Jährliche Folgekosten 
   a) Personalkosten             b) Sachkosten 

    €  % €   € € 

 
Jährliche Folgeeinnahmen (Art, Euro) Einsparungen (Euro) 
  

 
 
 
Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begründung, ggf. Auswirkungen 
 
Am 19.7.2007 beschloss der Rat der Stadt einstimmig, die Erklärung „Die Stadt und die be-
hinderten Menschen“, die sog. „Erklärung von Barcelona“, zu unterzeichnen. Im Punkt XVI 
der Erklärung verpflichten sich die unterzeichnenden Kommunen, Aktionspläne im Sinne der 
Erklärung zu erarbeiten. 
 
Darüber hinaus fasste der Ausschuss Soziales und Senioren am 9.8.2007 einen Beschluss 
„Erstellung eines Gesamtkonzeptes zur Kölner Behindertenpolitik“. 
 
In Umsetzung dieser Beschlüsse wurde im Verlauf des vergangenen Jahres unter der Feder-
führung der Behindertenbeauftragten ein Handlungskonzept zur Kölner Behindertenpolitik 
erarbeitet.  
 
Aufgabe des Handlungskonzeptes ist es, 

• die Information über die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen in Köln zu 
verbessern, 

• den Blick für Stärken und Schwächen der Kölner Behindertenpolitik und der beste-
henden Hilfesysteme zu schärfen, 

• kurz- und mittelfristige Ziele zu entwickeln, 
• einen Maßnahmenplan abzustimmen, der zukünftig als Leitfaden für eine koordinierte 

und zielorientierte Behindertenpolitik in Köln dienen kann. 
 
Die Erarbeitung des Handlungskonzeptes wurde von einer Dezernats-übergreifenden Ar-
beitsgruppe begleitet. Die Behindertenorganisationen und die Verbände der Freien Wohl-
fahrtspflege waren über Fachdiskussionen eingebunden und auch die Bürgerinnen und Bür-
ger hatten die Möglichkeit, im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung ihre Wünsche und 
Anregungen an die städtische Behindertenpolitik zu formulieren. 
 
Das nun vorgelegte Konzept beschränkt sich zunächst weitgehend auf wichtige Handlungs-
felder der städtischen Verwaltung. Es enthält einen umfangreichen Katalog von Zielen und 
Maßnahmen, ausgehend von den Verpflichtungen aus der „Erklärung von Barcelona“. Diese 
Ziele und Maßnahmen sollen zur Steuerung der städtischen Behindertenpolitik in den kom-
menden Jahren dienen. Sie orientieren sich an den übergeordneten Leitzielen 

• Abbau von Barrieren und Ermöglichung gleichberechtigter Teilhabe behinderter Men-
schen in allen Lebensbereichen, 

• Förderung von Entscheidungsfreiräumen und des Rechts auf Selbstbestimmung. 
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Das Konzept benennt aber auch thematische Lücken, die in den nächsten Jahren erst noch 
zu füllen und weiter zu bearbeiten sind. Es sieht sich daher als Ausgangspunkt und Grundla-
ge für eine weitere fruchtbare Auseinandersetzung und für eine zielgerichtete Weiterentwick-
lung der Kölner Behindertenpolitik. 
 
Die Umsetzung der benannten Ziele und Maßnahmen wird im Rahmen eines regelmäßigen 
Berichtswesens überprüft. Ein ausführlicher Bericht wird Politik und Verwaltung alle zwei Jah-
re zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus wird der Ausschuss Soziales und Senioren durch 
die regelmäßige Berichterstattung der Behindertenbeauftragten über wichtige Entwicklungen 
und Zwischenergebnisse zeitnah informiert. 
 
Falls sich durch die Umsetzung des Konzeptes ein Stellenmehrbedarf ergibt, sind angesichts 
der aktuellen Haushaltssituation alle Möglichkeiten der Personalkostenreduzierung zu be-
rücksichtigen. Unter anderem ist zu prüfen, ob Arbeits- und Geschäftsabläufe verbessert und 
die Umsetzung der Aufgaben prioritär erfolgen kann. Sollten die Prüfungen trotzdem einen 
Stellenmehrbedarf ergeben, ist eine entsprechende Ratsentscheidung einzuholen. 
 
In ihrer Sitzung am 19.3.2009 hat die Stadtarbeitsgemeinschaft Behindertenpolitik dem vor-
gelegten Konzept einstimmig zugestimmt und den Fachausschüssen und dem Rat empfoh-
len, das Handlungskonzept zur Kölner Behindertenpolitik zu beschließen. 
 
 
 
Weitere Erläuterungen, Pläne, Übersichten siehe Anlage(n) Nr. 1 
 
 
 


